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Selten hat ein Interview ein Thema so hoch auf die
Agenda gehievt wie jenes mit Stadler-Rail-Chef Peter
Spuhler in der SonntagsZeitung vor einer Woche. Seine
Drohung, die Schweiz zu verlassen, wenn die neuste Erb-
schaftssteuer-Initiative nicht vom Tisch kommt, hat ein
Thema in die Köpfe der Allgemeinheit gebracht, das vorher
kaum jemanden interessierte, ausser den direkt Betroffenen.

Und wer hat denn schon ein Vermögen von über
50 Millionen Franken? Nur diejenigen müssten eine
Erbschaftssteuer zahlen, für deren Einführung die Jung
sozialisten (Juso) über 140’000 Unterschriften gesammelt
haben. Als die Juso die Initiative am 8. Februar einreichten,
reagierte gerade mal die Economiesuisse und malte
den Teufel an die Wand. Die bedeutendsten Schweizer
Familienunternehmen könnten wegziehen, darunter Roche,
Kühne + Nagel, Richemont, Tetra Laval, Emil Frey Group,
Liebherr, Schindler, DKSH, Swatch, Barry Callebaut,
Firmenich, Amag, Omya, Stadler Rail, Bucher Industries
und Endress+Hauser, behaupteten die Wirtschaftslobbyisten.

Nur geglaubt hat es ihnen kaum jemand, zu viel
Vertrauen hat diese Organisation in der Bevölkerung
schon verspielt, und im Kampf gegen die 13. AHV-Rente,
der gerade auf dem Höhepunkt war, machte Economie
suisse wahrlich keine gute Falle. Sie glaubte, zusammen
mit den Bürgerlichen, derart «linke Anliegen» hätten in der
Schweiz sowieso keine Chance. Ein Irrtum, wie man jetzt
weiss. Und seither haben die Reichen in der Schweiz
die Gewissheit verloren, dass im Notfall das Schweizer
Stimmvolk schon wirtschaftsfreundlich abstimmt, denn es
sind ja nicht nur die rund 3000 «Superreichen», die über
50 Millionen Franken Vermögen ausweisen, die vom Schweizer
Wohlstand profitieren, sondern die meisten, die hier leben.

Das ist wohl immer noch so. Das hat sich bei der
Prämienverbilligungs-Initiative gezeigt, die trotz anfängli-
cher Zustimmung deutlich abgelehnt wurde. Zu Recht, denn
das war ein Anliegen, das einfach nur die staatliche Umver-
teilung befeuert hätte, ohne das Problem, die steigenden
Kosten im Gesundheitswesen, auch nur ansatzweise zu
lösen. Bei der vorliegenden Erbschaftssteuer-Initiative wird
es wohl wieder so sein. Denn wer will schon, dass die
reichen Familien ihre Unternehmen an anonyme Grosskon-
zerne oder Private-Equity-Firmen verkaufen müssen? Das
wäre nämlich die Konsequenz, welche die Juso in ihrem
jugendlichen Übermut nicht einkalkuliert haben. Grosskon-
zerne und Private-Equity-Firmen zahlen keine Erbschafts-
steuer, sie geben schon gar nicht einfach so 50 Prozent
des investierten Vermögens dem Staat ab.

Hochkonjunktur haben imMoment deshalb die grossen
Beratungsfirmen, die für die reiche Kundschaft Finanz-
konstrukte erfinden, mit denen man die Erbschaftssteuer
notfalls umgehen könnte. Fazit: Die Initiative ist eigentlich
chancenlos, und falls sie trotzdem durchkäme, würde sie
umgangen.

Warum denn also trotzdem die Panik? Die hat wohl zwei
Gründe: erstens das schlechte Gewissen eines Teils der
Wirtschaftselite, die in den letzten Jahren, von Gier getrie-
ben, Unternehmen wie die Credit Suisse an den Rand des
Ruins geführt hat. Der zweite Grund ist, dass bereits einige
Initiativen und Referendumsvorlagen in den letzten Jahren
eine Rückwirkungsklausel hatten, genauso wie die jetzige
Initiative. Darum kann jetzt das Parlament schlecht die Juso-
Initiative für ungültig erklären und dabei glaubwürdig bleiben.

Man wird sehen, welchen Ausweg die Politik findet. Die
bürgerlichen Schwergewichte sind in den Ferien, ein kluger
Vorschlag fehlt ihnen bis jetzt. Interessant ist dafür eine
andere Entwicklung. Juso-Chefin Mirjam Hostetmann
entschuldigt sich erstens bei Spuhler, weil sie ihn als
«steuerkriminell» bezeichnet hat. Das war ein Fehler, und
sie gibt ihn zu. Nicht schlecht für eine junge Politikerin am
Anfang ihrer Karriere. Da könnten sich noch manche ältere
Herren ein Vorbild nehmen. Zweitens lässt sie auch durch-
blicken, dass man mit ihr über einen Gegenvorschlag reden
kann, der nicht schon vor der Abstimmung die Unternehmer
aus der Schweiz vertreibt. Da ist er also doch noch, der
pragmatische Schweizer Ansatz in der Wirtschaftspolitik.
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Die Juso-Initiative zwinge ihn,
auszuwandern, sagte Unterneh-
mer Peter Spuhler letzte Woche
in der SonntagsZeitung und ent-
fachte eine landesweite Debatte.
Weitere Superreiche drohen seit-
her mit Wegzug, da sie bei An-
nahme der Initiative im Erbfall
die Hälfte ihres Vermögens ab-
liefern müssten.

Nun zeigt sich, dass der Exo-
dus bereits begonnen hat. Die
Staatskanzlei des Kantons Nid-
walden teilt mit, dass sich Mul-
timillionäre, die von der Initia-
tive betroffenwären, bereits zur
Auswanderung entschieden ha-
ben. Die Nidwaldner Finanzdi-
rektorinMichèle Blöchliger sagt:
«Erste vereinzelteWegzüge sind
erfolgt. Wie viele davon aus-
schliesslich auf die Erbschafts-
steuer-Initiative zurückzu
führen sind, entzieht sich unse-
rer Kenntnis.» Mit weiteren
reichen Nidwaldnern sei der
Kanton derzeit im Gespräch.
«Wir appellieren an die Steuer-
kunden,mit demWegzug zuzu-
warten», sagt Blöchlinger. Denn
es sei völlig offen, wie die Initi-
ative im Falle einer Annahme
umgesetzt werde.

Nidwalden trifft es
besonders hart
Eine Erhebung zeigt nun erst-
mals, inwelchemKantonwievie-
le von der Juso-Initiative betrof-
fene Multimillionäre leben und
wie hoch deren Dichte ist.

Nidwalden führt die Rangliste
an. In keinem anderen Kanton
gibt es anteilsmässig so viele
Superreiche, die die neue Juso-
Erbschaftssteuer zahlen müss-
ten. Keinem anderen Kanton
droht daher der Verlust von so

vielen Spitzen-Steuerzahlern im
Verhältnis zur Bevölkerung.

In Zahlen ausgedrückt: Nid-
waldenbeherbergt auf 10’000 Ein-
wohner 22 Superreichemit einem
Vermögen von über 50Millionen
Franken. Zum Vergleich: In den
meisten Kantonen gibt es nur ein
bis zwei Multimillionäre pro
10’000 Einwohner. Selbst imTief-
steuerkanton und Rohstoffhänd-
ler-Paradies Zug ist die Dichtemit
19 auf 10’000 Einwohner gerin-
ger als in Nidwalden.

Kein Wunder also, dass Nid-
walden als einer der ersten Kan-
tone die möglichen Folgen der
Initiative untersucht hat. Gemäss
Berechnungen der Steuerbeam-
ten drohen dem Kanton durch
denWegzug derMultimillionäre
jährliche Steuerausfälle von sat-
ten 20 Prozent.

Die höchste Erbschaftssteuer
müssten in Nidwalden wohl die
Dynastien Schindler und Bon-
nard zahlen.Das sind die Haupt-
eigentümer desweltweit tätigen
Aufzugherstellers Schindler. Die
beiden schwerreichen Familien
besitzen gemäss dem jüngsten
«Bilanz»-Rating zusammen ein
Vermögen von 10,5 Milliarden
Franken.Wenn die Initiative an-
genommenwird und der Schind-
ler-Clan in der Schweiz bleibt,
müsste er bei dernächstenNach-
folgeregelung die Hälfte seines
Vermögens dem Bund abgeben.
Daswären einmalig 5Milliarden
Franken.

Ziehen die beiden Familien
hingegen ins Ausland, klafft in
der Kantonskasse künftig ein
grosses Loch. Allein die von der
Familie Schindler zu entrichten-
den Vermögenssteuern dürften
dem Kanton heute rund 10 Mil-
lionen Franken pro Jahr in die
Kasse spülen. Oder anders ge-
sagt: Allein Schindlers Wegzug
wäre für Nidwalden mit sei-
nen 43’000 Einwohnern und
jährlichen Steuereinnahmenvon
210Millionen Frankenwohl eine
mittlere Katastrophe.

Ähnlich hohe Steuerausfälle
befürchtet Genf: Die Steuerbe-
hörden haben berechnet, dass
wegen der Juso-Initiative 46 Pro-
zent derVermögenssteuern und
13 Prozent der Einkommensteu-
ern wegbrechen könnten. In ab-
soluten Zahlen sind das je gut
400 Millionen Franken Steuern,
die künftig pro Jahr in der Staats-
kasse fehlen könnten.

Zürich: 400Multimillionäre,
aber weniger gravierend
Im Kanton Zürich dürften die
Steuerausfälle hingegen tiefer
ausfallen. Zürich hat zwar satte
400Multimillionäre, die von der

neuen Erbschaftssteuer betrof-
fen wären. Das sind viermal so
vielewie Nidwalden. Zudem hat
Zürich mit dem Blocher-Clan
eine Familie, die um 4Milliarden
Franken reicher ist als die reichs-
ten Nidwaldner.

Aber die Multimillionärs-
Dichte ist im Kanton Zürich mit
2,5 Superreichen pro 10’000 Ein-
wohner sehr viel niedriger als in
Nidwalden. Entsprechend dürf-
ten die Superreichen hier bezo-
gen auf die gesamten Steuerein-
nahmen viel weniger stark ins
Gewicht fallen.

Obwohl die Zürcher Steuer-
verwaltung die potenziellen
Steuerverluste noch nicht be-
rechnet hat,warnt auch Finanz-
direktorErnst Stocker bereits vor
den Auswirkungen der Initiati-
ve: Sie gefährde «die Attraktivi-
tät des Standortes Schweiz».
Denn sie betreffe «sehr gute
Steuerzahler, die in vielen Fällen

Von der Juso-Initiative
sindmindestens
2600 Superreiche

betroffen
Nach Spuhlers Warnung In Nidwalden sind erste Millionäre

bereits weggezogen. Eine Erhebung zeigt, in welchen Kantonen
die meisten Menschen leben, für die die Erbschaftssteuer

Folgen hätte.

DieAbneigung gegen Reiche hat
eine langeTradition.Das Gleich-
nis vom Kamel, das eher durch
ein Nadelöhr kommt als ein Rei-
cher ins Reich Gottes, kommt in
drei der vier Evangelien der Bi-
bel vor. Und auch heute ist es
breit akzeptiert, die Reichen für
das Elend der Welt verantwort-
lich zumachen, etwa für die Kli-
maerwärmung.

Wie tief Stereotypen undVor-
urteile gegen Reiche verankert
sind, hat der deutsche Historiker
und Unternehmer Rainer Zitel-

mann in seiner Studie «Die Ge-
sellschaft und ihre Reichen»
(2019) untersucht. Er liess in den
USA, Grossbritannien, Deutsch-
land und Frankreich repräsenta-
tive Umfragen durchführen. Zum
Beispiel fragte er, obman folgen-
der Aussage zustimmt: «Wenn
ich höre, dass einMillionär durch
ein riskantes Geschäft viel Geld
verloren hat, denke ich: Das ge-
schieht dem recht.» Die Unter-
schiede sind beträchtlich. In
Deutschland stimmten 40 Pro-
zent der Leute zu, in Frankreich

33, in den USA 28, in Grossbri-
tannien 22. Aus den Antworten
erstellte Zitelmann einen «Sozi-
alneidkoeffizienten». In Frank-
reich undDeutschland ist der So-
zialneid demnach viel höher als
in den USA und in Grossbritan-
nien. Spätere Umfragen ergaben,
dass er in Südkorea, Japan und
Polen sogar noch weniger aus-
geprägt ist als in den angelsäch-
sischen Ländern.

Die Studie zeigt auch: Je grös-
ser der Sozialneid, desto anfälli-
ger ist eine Gesellschaft für Sün-
denbocktheorien.Den Befragten
in den vier Ländern wurde zum
Beispiel auch folgende Aussage
vorgelegt: «Superreiche, die im-
mer mehr Macht wollen, sind
schuld an vielen Problemen der
Welt, zum Beispiel an Finanz
krisen oder humanitären Kri-
sen.» In Deutschland stimmten
50 Prozent zu, in Frankreich 33,
in den USA25, in Grossbritanni-
en 21. Selbst einer sehr pauscha-
len Aussage wie «Reiche sind
in der Regel keine anständigen

Menschen» stimmte in Deutsch-
land rund ein Drittel der Befrag-
ten zu. Interessant ist die Hal-
tung der Amerikaner: Von den
über 60-Jährigen finden nur
15 Prozent, dass Reiche keine an-
ständigen Menschen sind, von
den 18- bis 29-Jährigen 40 Pro-
zent – das ist der höchste Wert
aller untersuchten Länder und
Alterskategorien.Dies könnte ein
Anhaltspunkt sein,wie sehr sich
in den USA die Einstellung zum
Kapitalismus und zu denReichen
zurzeit verändert.

Im persönlichen Kontakt
lösen sich Vorurteile auf
Für die Schweiz liegen zwar kei-
ne Zahlen vor, jedoch ist zu ver-
muten, dass sie näher an den an-
gelsächsischen Ländern liegt als
an Deutschland und Frankreich.
Denn die Untersuchung zeigt
auch: Je eher jemand schon mit
Reichen in Kontakt war, desto
positiver ist die Einstellung zu
ihnen. Die Vorurteile – zum Bei-
spiel, dass Reiche gefühlskalt,

So gross sind die
Vorurteile gegen Reiche

Attacke auf Peter Spuhler Gegen kaum eine
Gruppe gibt es so viel Missgunst. Doch
der Sozialneid unterscheidet sich je nach
Land und Umfeld, zeigt die Forschung.

«Wir appellieren
an die
Steuerkunden,
mit demWegzug
zuzuwarten.»
Michèle Blöchlinger
Finanzdirektorin
von Nidwalden
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mit Unternehmen und Arbeits-
plätzen verbunden sind». Auch
Stocker hat schon von Betroffe-
nen gehört, dieWegzüge prüfen,
wie er mitteilt.

Das stille Geheimnis
der Gstaader-Milliardäre
Schweizweit gibt es gemäss der
Erhebung der SonntagsZeitung
rund 2600 regulär besteuerte
Multimillionäre, die von der Ju-
so-Erbschaftssteuer betroffen
wären,weil ihr Einkommen über
50 Millionen Franken beträgt.

Dazu kommt aber noch eine
weitere Gruppe Betroffener: Ein
Grossteil der pauschal besteuer-
ten reichenAusländermüsste im
Erbfall ebenfalls die Hälfte des
Vermögens abgeben, sofern es
grösser als 50Millionen Franken
ist. Doch hier gibt es ein statisti-
sches Problem: Das weltweite
Vermögen dieser Ausländer er-
fassen die Schweizer Steueräm-

ter gar nicht. Denn die Pauschal-
steuer wird bloss auf der Basis
ihres Aufwandes in der Schweiz
berechnet.Voraussetzung für die
Pauschalbesteuerung ist, dass die
Betroffenen in der Schweiz kei-
nem Erwerb nachgehen. Etliche
Kantone wie Zürich und die bei-
den Basel haben die umstrittene
Steuer abgeschafft. In Kantonen
wie Bern,Wallis, Genf undWaadt
spielt die Pauschalsteuer aber
nach wie vor eine grosse Rolle.

Weil die Steuerbeamten das
Vermögen der Pauschalbesteu-
erten nicht kennen, weiss kein
Steueramt, wie viele von der
Steuer tatsächlich betroffenwä-
ren. Das Potenzial ist aber gross:
Im Kanton Bern gibt es neben
den in der Statistik erfassten 142
regulär besteuertenMultimillio-
nären zusätzlich 176 Pauschalbe-
steuerte. Die meisten von ihnen
haben ihrenWohnsitz in der Re-
gion Gstaad.

Wie viele Personen zurzeit in der
Schweiz pauschal besteuertwer-
den, ist nicht bekannt. Die letz-
tenverfügbaren Zahlen stammen
aus dem Jahr 2018: Damals zähl-
te der Bund 4600. Pauschalbe-
steuerte. Davon lebten 1050 al-
lein in Waadt. Die Zahlen dürf-
ten aber mittlerweile deutlich
tiefer sein. Denn 2021 wurden
die Regeln zur Pauschalbesteu-
erung schweizweit verschärft.
Zudem lockt Italien seit einigen
Jahren mit einer Pauschalsteu-
er, die für viele reicheAusländer
attraktiver ist.

Weiterer Unternehmer
drohtmitWegzug
Neben Peter Spuhler haben die-
se Woche auch weitere Unter-
nehmerinnen undUnternehmer
angekündigt, einenWegzug zu
prüfen.Darunter sindYpsomed-
GründerWillyMichel, Logistik-
unternehmer Hans-Jörg Bert-

schi, Ems-Chemie-Chefin und
SVP-Nationalrätin Magdalena
Martullo-Blocher und ihr Bru-
der, derDottikon-ES-ChefMar-
kus Blocher. Letzteres zeigt
zwar Galgenhumor, indem er
sagt: «Die Initiative beeinflusst
mich persönlich finanziell nicht,
da ich beim Anfall der Erb-
schaftssteuer tot seinwerde. Be-
troffen sind vielmehr meine
Nachkommen sowie alle Mitar-
beitenden.» Doch Blocher sagt
auch: «DerWegzug ist eine ech-
te Option.»

Ebenfsalls Angst vor der
Juso-Initiative hat einer der
mächtigsten Industriellen der
Schweiz,Michael Pieper. Er sagt:
«Diese Initiative bereitet uns
grosse Sorgen. Wir investieren
laufend in unsere Unternehmun-
gen,womitwir auchArbeitsplät-
ze erhalten und ausbauen. Ent-
sprechend ist unser Vermögen
gebunden und die Liquidität be-

grenzt. Eine solch hohe Erb-
schaftssteuer könnten wir nur
finanzieren, indemwir Investiti-
onen einstellen,Unternehmens-
werte veräussern oder liquidie-
ren.Wir prüfen derzeit alle Mög-
lichkeiten.»

Grosse Sorgen machen sich
auch die Roche-ErbenHoffmann
und Oeri, die gemäss demWirt-
schaftsmagazin «Bilanz» mit
einem Vermögen von 26 bis
27 Milliarden die zweitreichste
Familie der Schweiz sind. «Die
Familien Hoffmann und Oeri
sind sich der gravierenden Aus-
wirkungen der Juso-Initiative auf
die Zukunft von familiengeführ-
ten Unternehmen bewusst und
verfolgen die Diskussionen und
Entwicklungen aufmerksam
mit», sagt ihr Sprecher. Die ver-
schiedenen Familienzweige kon-
trollieren 70 Prozent der Stim-
men beim Basler Pharmariesen
Roche.

egoistisch oder rücksichtslos sei-
en – sind dann vielweniger aus-
geprägt. In den USA geben 43
Prozent der Leute an, einen oder
mehrere Millionäre persönlich
zu kennen, in Deutschland nur
17 Prozent. In der reichen und
kleinräumigen Schweiz dürfte
dieserWert ziemlich hoch sein.

Andererseits steht die Schwei-
zer Bevölkerung dem freien
Markt gar nicht so positiv gegen-
über,wiemanvielleicht glauben
könnte: Laut einerUmfrage liegt
die Zustimmung nur unwesent-
lich höher als inDeutschland und
deutlich tiefer als in kapitalis-
musfreundlichen Ländern wie
Polen oder den USA.

Dass sich Vorurteile gegen-
über Reichen beim persönlichen
Kontakt in Luft auflösen, erfuhr
auch der Soziologe Ueli Mäder,
der für sein Buch «Wie Reiche
denken und lenken» (2010) rund
40 Superreiche interviewte.Mä-
der war einst Mitglied der radi-
kal-linken Poch, im Nachwort
zum Buch findet er aber nur po-

sitiveWorte für die Reichen. Fast
alle Angefragte hätten bereitwil-
lig Auskunft gegeben. «Viele Ge-
spräche zeugtenvon einer fast an-
steckenden unternehmerischen
Begeisterung und von ernsthaf-
ten sozialen Anliegen», schreibt
er.Auf Nachfrage sagtMäder: «Ich

habe Kontakt zu mehreren Rei-
chen und Mächtigen, die bislang
eine Erbschaftssteuer ablehnten
und heute eher dafür sind, umdie
soziale Kluft abzubauen.»

Bei der radikalen Linken ist
das Reichen-Bashing dennoch
ein Dauerbrenner, ähnlich wie

bei der SVPdasAusländerthema.
Die Bevölkerung aber unter-
scheidet stark, wie jemand zu
Geld gekommen ist. Zitelmann
hat in seiner Studie untersucht,
wem die Menschen den Reich-
tum ammeisten gönnen.DieTop
drei in Deutschland sind: Selbst-
ständige, Unternehmer und Lot-
togewinner.Amwenigsten gönnt
man es Immobilien- und Finanz-
investoren sowie Bankern. Das
heisst: Der Angriff der Juso auf
Peter Spuhler dürfte bei der Be-
völkerung aufwenig Gegenliebe
stossen, lieber hätte sie sich ge-
gen «Boni-Banker» eingeschos-
sen, das funktioniert immer.

Interessant dürfte auch wer-
den,wie sich dieMutterpartei SP
zur Initiative verhält. Die obers-
ten 10 Prozent bezahlen in der
Schweiz über 50 Prozent derEin-
kommenssteuern.Diese Einnah-
men ermöglichen erst die hohen
Löhne in derVerwaltung und den
ausgebauten Sozialstaat – alles
Anliegen der SP. Auch das Argu-
ment, das Einkommen müsste

nur besser verteilt werden, zieht
da nicht: Durch die Progression
bezahlen die Grossverdiener an-
teilsmässig deutlich mehr als
Normalverdiener. Das oberste
Prozent generiert 11 Prozent al-
ler Einkommen, bezahlt aber
24 Prozent aller Einkommens-
steuern. Die schlechter verdie-
nende Hälfte der Bevölkerung
hingegen generiert 20 Prozent
derEinkommen, bezahlt abernur
10 Prozent. Würde man die Ver-
mögenssteuern mit einberech-
nen, wäre der Steueranteil der
Reichsten sogar noch grösser.

Das bedeutet: Durch die Pro-
gression besteht eine grosseAb-
hängigkeit von den Reichen. In
der Schweiz trifft dies sogarnoch
mehr zu als in anderen Ländern.
Eine Studie hat kürzlich ergeben,
dass hier Milliardäre und Multi-
millionäre im Vergleich zum
Mittelstand stärker besteuert
werden als in Deutschland und
Österreich.

Rico Bandle

Multimillionäre, die von der
Initiative betroffen wären, haben
sich bereits zur Auswanderung
entschieden: Blick auf Hergiswil
NW am Vierwaldstättersee.
Foto: Alamy Stock Photo
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Die Grafik zeigt, in welchem Kanton wie viele Personen oder Ehepaare
leben, deren steuerbares Vermögen über 50 Millionen Franken liegt.

In Genf und Zürich wohnen am meisten Superreiche

Anzahl der Superreichen pro 10’000 Einwohner. Als superreich gelten
Personen mit einem Vermögen von über 50 Millionen Franken.

Die Daten stammen je nach Kanton aus den Jahren 2020 oder 2021.
Einige Kantone betonen, die genannte Zahl sei ein Näherungswert.

Aus Uri und dem Tessin
liegen keine Zahlen vor

Aus Uri und dem Tessin
liegen keine Zahlen vor

In Nidwalden ist die Dichte an Superreichen am grössten

Grafik: can, ma / Quelle: Kantone, SonntagsZeitung

Umfrage in Deutschland:
Welche Gruppe hat es verdient, wenn sie reich ist?

Grafik: rb / Quelle: Studie Zitelmann (2019)
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Karin Keller-Suttermachte kürz-
lich deutlich,was sie von derErb-
schaftssteuer-Initiative der Juso
hält: nichts. Die Finanzministe-
rin bezeichnete dasVolksbegeh-
ren an derDelegiertenversamm-
lung der FDPals «Angriff auf das
Privateigentum».

NachdemUnternehmer Peter
Spuhler dasThema aufgeworfen
hat, fordernWirtschaft und bür-
gerliche Politiker nunmöglichst
schnell Schadensbegrenzung
von Keller-Sutter und dem Bun-
desrat: Die einen erwarten ein
deutliches Signal von der Regie-
rung. Andere finden, dass Teile
aus der Initiative gestrichenwer-
den müssen.

FDP-Nationalrat Hans-Peter
Portmann forderte bereits vor
dreiWochen in der SonntagsZei-
tung, das Parlament müsse die
Initiative oder zumindest die
Rückwirkungsklausel für ungül-
tig erklären.Denn dieserTeil der
Initiative ist der Grund,weshalb
viele Reiche denWegzug bereits
vor der Abstimmung ins Auge
fassen.

«Initiative für
rechtswidrig erklären»
Juristen haben zwar festgestellt,
dass die Initiative die rechtlichen
Mindestanforderungen erfüllt,
doch das Parlament kann Initia-
tiven trotzdem ganz für ungül-
tig erklären.Dieswäre allerdings
demokratiepolitisch heikel.

Trotzdem findet Portmanns
Vorschlag immermehrUnterstüt-
zung. Sowohl Peter Spuhler als
auch Alt-Ständerat Ruedi Noser
wollen die Rückwirkungsklausel
aus der Initiative streichen. Mit-
te-Ständerat Erich Ettlin meint,
man müsse eine Teilungültig-
keitserklärung zumindest prüfen.
Am Freitag äusserte sich auch
Christoph Blocher zur Initiative.
Auf «Teleblocher» nannte er sie
«kopflos» und forderte: «Sie soll-
te meines Erachtens für rechts-
widrig erklärt werden.»

Einen ganz anderenVorschlag
macht Steuerrechtsexpertin An-
drea Opel. Sie und die FDP for-
dern, derBundesrat solle klarstel-
len, wie die Initiative im Falle ei-
ner Annahme umgesetzt werden
könnte. Dies würde für Betroffe-
ne Planungssicherheit schaffen
undwohl viele vomAuswandern
abhalten und wie eine «Beruhi-
gungspille» wirken, sagt Opel.

Die grösste Sorge vieler Un-
ternehmer und Multimillionäre
ist, dass sie nach einermöglichen
Annahme der Initiativemit einer
Wegzugssteuer belegt werden
könnten,welche durch die Initi-
ative je nach Auslegung indirekt
gefordertwird.Opel und die FDP
hoffen, dass der Bundesrat klar-
macht, dass eine solche Steuer
rechtlich ausgeschlossen ist.

Finanzministerin Keller-Sut-
ter hat jedoch deutlich gemacht,
dass der Bundesrat die geforder-
te Beruhigungspille nicht zur
Verfügung stellen wird. Spätes-
tens bis Februar 2025 werde die
Regierung dem Parlament zwar
mitteilen, wie die Initiative um-
gesetztwerden könnte, sagte ihr
Kommunikationschef Pascal
Hollenstein.Manwerde sich be-
eilen.Der genaue Inhalt derAus-
führungsbestimmungen werde
aber nicht vorweggenommen.
Klar sei lediglich, dass eineWeg-
zugssteuer völker- und ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben
genügen müsse.
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